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Klimaschutzprogramm und 
Klimaschutzplan:

Instrumentenausfall im 
Klimaschutzgesetz?



Verwaltungsrechtlicher Ansatz: 
Klage dreier Familien von Bio-Landwirten sowie von Greenpeace gegen die Bundesregierung 
auf Einhaltung des Klimaziels 2020 vor dem Verwaltungsgericht Berlin

Unionsrechtlicher Ansatz:
Klage von Familien aus Europa, Kenia und Fidschi sowie eines samischen Jugendverbands 
gegen den europäischen Gesetzgeber (Europäisches Parlament und Rat der EU) auf eine 
angemessene Klimazielverschärfung bis 2030 unmittelbar vor dem Europäischen Gericht 
(EuG) bzw. im Berufungsverfahren vor dem Europäischen Gerichtshof (sog. Peoples Climate 
Case)

Verfassungsrechtlicher Ansatz:
4 Verfassungsbeschwerden 2018 bis 2020 zu den Klimaschutzzielen des Bundes

Bisherige gerichtliche Diskussion: Klimaschutzziele
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Beschluss des Bundesverfassungsgerichts vom 24. März 2021 
- 1 BvR 2658/18 u.a. -, 

bekanntgegeben am 29. April 2021, 8.32 Uhr
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Politische Konsequenz: Änderung des KSG binnen weniger Wochen…

- Höhere Ziele bis 2030: Von 55 % 
Reduzierung verglichen mit 1990 auf 65 
% (130 Mill. Tonnen weniger; größte
Reduzierung im Energiebereich [in 2030 
nur noch 108 statt 175 Mill. t. = 67 Mill. t 
weniger)

- Neue Ziele: Bis 2040 bis zu 88 % 
Reduzierung,  Treibhausgasneutralität bis 
2045 (statt 2050)

- Neue Jahresziele für die Jahre zwischen 
2031 und 2040 
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Seitdem: Diskussionsverlagerung zu den erforderlichen Maßnahmen…

27.05.2025 6



• Klimaschutzprogramm nach § 9 Abs. 1 Satz 1 KSG

• Klimaschutzprogramm nach §§ 9 Abs. 1 Satz 4, 3a KSG (LULUCF-Sektor)

• „Sofortprogramme“ nach § 8 KSG

• Klimaschutzplan 2050 (aktuell vom November 2016 mit Ziel der Treibhausneutralität in 
2050; nächster Plan erst 2029 erforderlich [Art. 15 Abs. 1 Satz 1 VO (EU) 2018/1999 
Governance-VO])

• Nationaler Klima- und Energieplan (NEKP) nach Art. 3 ff. VO (EU) 2018/1999 (Gov-VO) 
• Abhilfemaßnahmenplan nach Art. 8 der Europäischen Klimaschutzverordnung (VO (EU) 

2018/842 vom 30.5.2018 in der Fassung der ÄnderungsVO (EU) 2023/857 vom 19.4.2023 
[Lastenteilungsverordnung oder Effort-Sharing-Regulation]

• Korrekturmaßnahmenplan nach Art. 13d der Verordnung (EU) 2018/841 vom 30.5.2018 in 
der Fassung der ÄnderungsVO (EU) 2023/839 vom 19.4.2023 [kurz: LULUCF-VO]

Scharnierfunktion der Instrumente zu den Maßnahmen
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These 1

These 1:

Strukturelle Missachtung der 
Planverpflichtungen führt zu  
Instrumentenausfall
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Klagen auf ausreichende Sofortprogramme des Bundes wegen:

• Zielverfehlungen der Jahresziele der Anlage 2 KSG (Gebäudesektor 2020 und 2021 [OVG 
11 A 11/21], Verkehr 2021 [OVG 11 A 11/22 u.a.])

- Klagestattgabe durch Urteile des OVG Berlin-Brandenburg vom 30.11.2023

- Erste grundlegende Entscheidungen in den Klimaschutz-Compliance-Verfahren

- Aktuell in den Revisionen vor dem BVerwG (7. Senat); Auswirkungen der Novelle des KSG 
aktuell noch unklar; BVerwG erwägt Aussetzung der Verfahren wegen Vorgreiflichkeit der 
gegen die Änderung des KSG erhobenen Verfassungsbeschwerden; 

- keine Pflicht zur Nachsteuerung nach § 8 KSG n.F., da der Expertenrat am 15. Mai 2025 
eine Einhaltung der Jahresemissionsgesamtmengen 2021 – 2030 prognostizierte:

Sofortprogramme § 8 KSG
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„Vor dem Hintergrund der Unsicherheit stellt der Expertenrat im Sinne seines Auftrags fest, 
dass die Summe der THG-Emissionen gemäß der durch den Expertenrat erfolgten Prüfung 
und Bewertung der Projektionsdaten 2025 die Summe der Jahresemissionsgesamtmengen 
nach Anlage 2 in Verbindung mit § 4 Abs. 2 KSG in den Jahren von 2021 bis einschließlich 
2030 weder über- noch unterschreitet. Das bedeutet, dass der Expertenrat keine 
Überschreitung der Summe der Jahresemissionsgesamtmengen für diese Jahre im 
Sinne von § 8 Abs. 1 KSG feststellt. 

Gemäß dieser Feststellung kommt der Auslösemechanismus gemäß § 8 Abs. 1 Satz 1 KSG 
nicht zur Anwendung. Die Bundesregierung ist mithin nicht gemäß § 8 Abs. 2 KSG verpflichtet, 
bis zum Ende des Jahres 2025 zusätzliche Klimaschutzmaßnahmen zu beschließen. Aufgrund 
der hohen Unsicherheit hinsichtlich der Feststellung empfiehlt der Expertenrat allerdings, dass 
dennoch zusätzliche Klimaschutzmaßnahmen ergriffen werden. Dies könnte im Rahmen des 
Klimaschutzprogramms geschehen, denn ungeachtet dessen muss die neue Bundesregierung 
gemäß § 9 Abs. 1 KSG spätestens zwölf Kalendermonate nach Beginn der Legislaturperiode, 
also bis Ende März 2026 ein Klimaschutzprogramm beschließen.“

Expertenrat vom 15. Mai 2025, Seite 154:
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Klagen auf ausreichendes Klimaschutzprogramm des Bundes und somit die Aufstellung

- eines Klimaschutzprogramms für alle Sektoren zur Erreichung des Ziels 2030 (OVG 11 A 
22/21 [65 % gegenüber 1990]) sowie des Ziels für die natürlichen Senken (LULUCF-
Sektor) nach § 3a KSG (OVG 11 A 31/22);

- Klagestattgabe durch OVG Berlin-Brandenburg in beiden Verfahren am 16. Mai 2024;

- Revision zum sektorübergreifenden Urteil anhängig beim 7. Senat (BVerwG 7 C 6.24); 
keine Erledigung durch Bericht Expertenrat v. 15. Mai 2025, da sich das „Ziel 2030“ (65 % 
gegenüber 1990) und die Summe der Jahresemissionsgesamtmengen 2021 – 2030 
unterscheiden;

- Urteil zu LULUCF seit 12.9.2024 rechtskräftig („Steffi Lemkes Abschiedsgeschenk“);

- Vollstreckungsverfahren zu LULUCF beim OVG B-B anhängig (OVG 11 I 1/25).

Klimaschutzprogramme nach § 9 KSG 
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Spiegelbildlich ergeben sich aus dem Unionsrecht ähnliche Verpflichtungen, die aktuell 
ebenfalls missachtet werden:

- Klage auf Abhilfemaßnahmenplan nach § 7 Abs. 5 Satz 1 KSG i.V.m. Artikel 8 der 
Europäischen Klimaschutzverordnung (EU) 2018/842 (Klage vom 29.7.2024 – OVG 11 A 
7/24)

- Klage auf Korrekturmaßnahmenplan nach Artikel 13d Abs. 1 der Verordnung 
(EU) 2018/841 in der Fassung der Änderungsverordnung (EU) 2023/839 (Klage vom 
30.7.2024 – OVG 11 A 8/24)

- Klage auf Beschluss eines den Anforderungen der EU-Governance-Verordnung 
genügenden Integrierten Nationalen Energie- und Klimaplans (Klage vom 24.10.2024 –
OVG 11 A 10.24)

Klagen auf Einhaltung der unionsrechtlichen Pläne…
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These 2

These 2:

KSG-Novelle macht 
Instrumentenausfall zum Gesetz 
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KSG-Novelle 2024 
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• Maßgeblich sind nur noch die Jahresemissionsgesamtmengen für drei Zeiträume (2021-
2030; 2031-2040 und 2041-2045) = Abschaffung des gleichmäßigen 
Emissionsminderungspfads

• Nachsteuerung nur bei Projektionsverfehlung in zwei aufeinanderfolgenden Jahren (Off-
On-Off-Situation bleibt folgenlos)

• „Alles-in-einen-Topf“-Methode verschleiert, wo und wann die Reduktionsanstrengungen zu 
erbringen sind = Fehlen hinreichender Orientierung und Planungsdruck 

• Zeitweilige Übererfüllung einzelner Sektoren verzögert Transformation in anderen Sektoren

Abschaffung des Emissionsminderungspfads
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• Zielverfehlung nach 2030 wird bei der Nachsteuerung des § 8 KSG bis 2030 ausgeblendet:

§ 8 Abs. 4: „Weisen die Projektionsdaten nach § 5a nach Feststellung des Expertenrats für Klimafragen 
nach § 12 Absatz 1 in zwei aufeinanderfolgenden Jahren aus, dass bei aggregierter Betrachtung aller 
Sektoren die Summe der Treibhausgasemissionen in den Jahren 2031 bis einschließlich 2040 die 
Summe der Jahresemissionsgesamtmengen nach § 4 Absatz 4 in Verbindung mit § 4 Absatz 2 für diese 
Jahre überschreitet, so beschließt die Bundesregierung ab dem Jahr 2030 Maßnahmen, die die 
Einhaltung der Summe der Jahresemissionsgesamtmengen für die Jahre 2031 bis 2040 sicherstellen.“

• UBA und Expertenrat haben 2024 und 2025 auf die gravierende Zielverfehlung nach 2030 
hingewiesen: 

„In der Periode von 2031 bis zum Jahr 2040 führt die Summe der THG-Emissionen der 
Projektionsdaten 2025 (ohne LULUCF) von 2 793 Mt CO2-Äq. zu einer Überschreitung der 
Summe der Jahresemissionsgesamtmengen gemäß Anlage 3 KSG um 554 Mt CO2-Äq. (20 %).“ 
(E-Rat, 2025, S. 163) 

• Rechtlich bindend ist die Feststellung des Expertenrats für die Zeit ab 2031 aber erst ab dem Jahr 2029 
(§ 12 Abs. 1 Satz 2 HS 2). = 1. Sofortprogramm für Jahresemissionsgesamtmengen 2031 ff. also erst 
zum 31.12.2030 möglich = ab 2031 kümmern wir uns um die Zeit ab 2031… 

Kein Nachsteuern vor 2030 für 2030 ff.
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§ 9 Abs. 1: Die Bundesregierung beschließt spätestens zwölf Kalendermonate nach Beginn 
einer Legislaturperiode ein Klimaschutzprogramm; zudem prüft die Bundesregierung nach 
jeder Fortschreibung des Klimaschutzplans, ob ein neues Klimaschutzprogramm beschlossen 
werden soll. In jedem Klimaschutzprogramm legt die Bundesregierung unter Berücksichtigung 
der jeweils aktuellen Projektionsdaten nach § 5a fest, welche Maßnahmen sie in den 
einzelnen Sektoren sowie sektorübergreifend zur Erreichung der nationalen Klimaschutzziele 
gemäß § 3 Absatz 1 ergreifen wird.

• Frist bis zum 25. März 2026
• § 3 Abs. 1: 65%-Ziel 2030 und 88%-Ziel 2040
• Nicht kohärent mit Summe der Jahresemissionsgesamtmengen 2021-2030 und 2031-2040
• Rechtsschutz zeitintensiv: Aktuelles Verfahren zu § 9 KSG seit 4 Jahren anhängig = bei 

ähnlich langer Verfahrensdauer Ergebnisse erst in 2030

Aufgefangen durch § 9 KSG?
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§ 9 Abs. 1: 

Die Bundesregierung beschließt spätestens zwölf Kalendermonate nach Beginn einer 
Legislaturperiode ein Klimaschutzprogramm; zudem prüft die Bundesregierung nach jeder 
Fortschreibung des Klimaschutzplans, ob ein neues Klimaschutzprogramm beschlossen 
werden soll. In jedem Klimaschutzprogramm legt die Bundesregierung unter Berücksichtigung 
der jeweils aktuellen Projektionsdaten nach § 5a fest, welche Maßnahmen sie in den 
einzelnen Sektoren sowie sektorübergreifend zur Erreichung der nationalen Klimaschutzziele 
gemäß § 3 Absatz 1 ergreifen wird.
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Klimaschutzprogramm nicht mehr auf Klimaneutralität gerichtet



§ 3 Abs. 1 versus § 3 Abs. 2:
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Olafs Ideen zu später Stunde…
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Vorschlag ChefBK 23.15 Uhr…

27.05.2025 21



27.05.2025 22



27.05.2025 23



Gesetze sind wie Würste – lieber nicht zusehen wie sie gemacht werden…
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Rechtsanwalt Prof. Dr. Remo Klinger
- Fachanwalt für Verwaltungsrecht -

Geulen & Klinger Rechtsanwälte 
Fasanenstraße 42
10719 Berlin
www.geulenklinger.com
klinger@geulen.com
Tel.: 030-884 72 80
Fax: 030-884 72 810
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